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Unterstützt durch : 

Das Bündnis zum Gedenken an den 
9. November ruft auch dieses Jahr 
wieder zu einer Gedenkkundgebung am 
Mahnmal an der ehemaligen Synagoge 
in der Levetzowstraße in Moabit auf. 
Anschließend wird eine antifaschistische 
Demonstration durch Moabit  
zum Deportationsmahnmal auf der 
Putlitzbrücke führen.



KEIN VERGEBEN — KEIN VERGESSEN:  
GEDENKEN HEISST HANDELN!

Als antifaschistisches Bündnis rufen 
wir am 9. November 2024, dem 
86. Jahrestag der Novemberpogrome, 
zu einer Gedenkkundgebung am 
 Mahnmal Levetzowstraße mit 
anschließender, kraftvoller antifa
schistischer Demo durch Moabit auf.

Der 9. November 1938 war der Höhe-
punkt der Novemberpogrome und das 
Vorspiel für den Massenmord an über 
sechs Millionen Jüdinnen*Juden. Die 
Nazis hatten bis dahin schrittweise mit 
Berufsverboten, dem Ausschluss aus 
Universitäten, dem Raub jüdischen Eigen-
tums und der Markierung von Jüdin-
nen*Juden und anderer Minderheiten als 

„rassische Feinde” der sogenannten 
„Volksgemeinschaft” deren Ausgrenz ung 
betrieben. Die Novemberpogrome 
stellte den Übergang von der Vertrei-
bungs- zur Vernichtungspolitik dar.

Staatlich orchestriert und angestoßen, 
kam es überall in Deutschland und Öster-
reich unter der Anführung von SA und  
SS zu einem hasserfüllten Ausbruch des 
deutschen Mobs gegen die jüdische 

Bevölkerung. In ihrer antisemitischen 
Zerstörungswut plünderten sie jüdische 
Geschäfte und Wohnungen, zerstörten 
Friedhöfe und über die Hälfte der Syna-
gogen und Gebetshäuser; viele wurden in 
Brand gesteckt. Jüdinnen*Juden wurden 
durch die Straßen getrieben, verschleppt, 
inhaftiert, vergewaltigt. Über 1.300 wur-
den ermordet. Am 10. November erfolgten 
die ersten reichsweiten, systematischen 
Deportationen von 30.000 Jüdinnen*Ju-
den in Konzentrationslager. Mit der 
 weiteren Entrechtung und dem Verbot der 
Auswanderung ab 1941 wurden immer 
mehr Jüdinnen*Juden verhaftet. Die Men-
schen, denen es nicht gelang, zu fliehen 
oder sich zu verstecken, wurden weiter 
über die Deportationsstationen in die 
besetzten Ostgebiete verschleppt, um sie 
dort in den Vernichtungslagern zu 
ermorden. Allein vom Güterbahnhof 
Moabit wurden über 32.000 Jüdinnen*Ju-
den deportiert. In langen Marschkolonnen 
wurden sie mitten am Tag unter aller 
Augen durch Moabit getrieben, wo viele 
Jüdinnen*Juden zu Hause waren. Von 
dort wurden sie in den am Bahnhof bereit 
stehenden Waggons abtransportiert.  

Was bis dahin eine unheilvolle 
Bedrohung war, wurde Realität: Der vom 
antisemitischen Wahn getriebene 
 Versuch der Vernichtung aller und jedes 
einzelnen jüdischen Menschens, der  
erst mit der Niederlage Nazideutschlands 
1945 gestoppt werden konnte.

Angriffe auf die Erinnerung
Die über Jahrzehnte an vielen Stellen von 
Überlebenden und Antifaschist*innen in 
Deutschland erkämpfte Kultur des 
Erinnerns, Gedenkens und Mahnens ist 
in den letzten Jahren unterschiedlichsten 
Angriffen ausgesetzt: Durch klassische 
Schuldabwehr, derer sich allen voran 
Akteure der extremen Rechten bedienen 
und die inzwischen auch von der AfD im 
Parlament vertreten wird. Durch Angriffe 
auf die Präzedenzlosigkeit der Shoah. 
Durch Bedrohungen jüdischen Lebens 
und Beschädigungen von Gedenkorten 
im Zuge des Gaza-Krieges.

Das Handwerk der AfD und anderer 
 extrem Rechter ist vor allem, die 
geschichtliche Bedeutung der Zeit des 
Nationalsozialismus und die damit 
 verbundenen Verbrechen kleinzureden. 
Die Rede vom „Vogelschiss“ und vom 

„Denkmal der Schande“ ist weitläufig 
bekannt. Der AfD-Spitzenkandidat Krah 
zur Europawahl ließ sich in einem Inter-
view mit der Aussage zitieren, dass nicht 
alle Männer in der SS Verbrecher 
gewesen seien. Der AfD-Bundesvorsit-
zende Chrupalla sprang ihm kürzlich bei, 
machte sich Krahs Aussage zu eigen und 

erweiterte sie um den Spruch, dass nicht 
jedes NSDAP-Mitglied ein Nazi gewesen 
sei. So ist es nicht verwunderlich, dass 
auch Gedenkstätten und Gedenkinitiativen 
immer wieder Angriffen der AfD 
 ausgesetzt sind. Zum einen gibt es regel-
mäßig Streit um die Teilnahme von 
 AfD-Vertreter*innen an Gedenktagen und 
-veranstaltungen. Zum anderen versucht 
die AfD regelmäßig, die Finanzierung 
von Gedenkstätten und -initiativen zu 
kürzen oder zu beschränken. Die verbale 
Umdeutung der NS-Geschichte geht  
mit der Unterbindung einer gut aus-
gestatteten Geschichtsvermittlung für 
Jugendliche und Interessierte einher.

Neue Herausforderungen für  
ein antifaschistisches Gedenken
Bereits seit einigen Jahren ist verstärkt zu 
beobachten, dass die Einzigartigkeit  
der Shoah infrage gestellt wird. Versuche, 
die Verbrechen des NS in ein Muster  
v on anderen Völkermorden einzuordnen, 
vernachlässigen dabei die spezifischen 
Merkmale des industriellen anti-
semitischen Massenmords. Diese Relati-
vierung führt zu einer begrifflichen 
Unschärfe des Antisemitismus und damit 
zielsicher in ein gefährliches Missver-
ständnis über seine Ursachen und mörde-
rischen Ausdrucksformen.

Die weltweite Dynamik nach dem anti-
semitischen Pogrom der Hamas und 
ihrer Verbündeten am 7. Oktober 2023 
und des bis heute anhaltenden Kriegs-
geschehens in Gaza hat eine große 

Bedrohung für Jüdinnen*Juden auch in 
Deutschland bewirkt. Es kam zu körper-
lichen Angriffen auf Menschen, die offen 
jüdische Symbole zeigten oder hebräisch 
sprachen und zu Anschlägen auf Synago-
gen. Dazu kommt der antisemitische 
Druck auf Jüdinnen*Juden, sich von den 
Handlungen der israelischen Regierung 
zu distanzieren. Wenn sie dies nicht tun, 
bekommen sie den diffamierend ver-
wendeten Stempel „Zionist*in“ auf-
gedrückt. Ein Diskurs, der auf Ausgleich, 
Verständigung und Friedensbemühungen 
ausgerichtet ist, scheint in weiter Ferne. 
Jüdisches Leben ist durch diese Zuspitzung 
gegenwärtig weltweit gefährdet.

In ihrer Ablehnung des jüdischen Staates 
ist Antisemit*innen kein propagandisti-
sches Mittel zu drastisch. Das rote  
Dreieck, das die Hamas im Kontext des 
Pogroms am 7. Oktober als Ziel-
markierung für jüdisch-israelische Opfer 
und Feinde verwendete, wurde auch in 
Berlin an linke Kneipen, Wohnungen 
jüdischer Menschen, Zeitungsredaktionen 
und universitäre Räume geschmiert. 
Markiert wurden damit u .a. Menschen 
mit kritischer Haltung zu anti-israeli-
schen Protesten.

Dabei ähnelt das rote Dreieck der Hamas 
zum Verwechseln dem Roten Winkel,  
mit dem im KZ-System Nazideutschlands 
die politischen Häftlinge gekennzeichnet 
wurden. Nach der Befreiung 1945 eigne-
ten sich Verfolgte des Naziregimes  
den Roten Winkel als Symbol an. Anti-
faschistische Verbände, in denen 

überlebende Verfolgte und viele Hinter-
bliebene von Verfolgten organisiert sind, 
kritisierten die Umdeutung und Ent-
wendung des Symbols durch die Hamas 
und ihre Sympathisant*innen.

Mehrfach wurden Denkmäler für die 
jüdischen Opfer des NS mit dem roten 
Dreieck der Hamas und anti israelischen 
sowie antisemitischen Parolen 
beschmiert. Die bekanntesten Beispiele 
waren das immer wieder betroffene 
Anne-Frank-Denkmal in Amsterdam und 
das Rosenstraßen-Denkmal in Berlin. 
Auch das Denkmal in der Levetzowstraße, 
an dem unsere jährliche Kundgebung 
stattfindet, wurde Ende Mai dieses Jahres 
in ähnlicher Weise beschmiert.

Erinnern heißt Handeln
Ein Gedenken an die Verbrechen des NS 
heißt für uns, die Gefahren von rassisti-
scher Instrumentalisierung und Anti-
semitismus ernstzunehmen und deren 
Aufkommen entschieden 
entgegenzutreten.

Sowohl beim gefährlichen Erstarken 
rechter Parteien und deren Steigbügel-
halter*innen aus der bürgerlichen Mitte, 
aber auch wenn sich Kritik an israeli-
schem Regierungshandeln in offenem 
Judenhass und Gewalt gegen hier lebende 
Jüdinnen*Juden Bahn bricht.


